
einem volkseigenen Betriebe usw. gemacht worden ist, 
bereits eingeschränkt, nämlich von einer besonderen 
Genehmigung des Patentamts abhängig gemacht wird 
(§ 2 Abs. 1,6).

Charakteristisch für die Tendenz, des Gesetzes ist 
auch, daß die Umwandlung des Ausschließungspatents 
in ein Wirtschaftspatent zulässig ist, nicht aber um­
gekehrt (§ 3 Abs. 2). Von dieser Möglichkeit wird 
zweifellos besonders in den Fällen Gebrauch gemacht 
werden, in denen die Verwertung des Ausschließungs­
patents oder die noch zu besprechende Gebühren­
zahlung für den Erfinder auf Schwierigkeiten stößt.

Nach allem entspricht die Verwertungsform der 
durch ein Wirtschaftspatent geschützten Erfindung in 
ihrem ausschlaggebenden Element bereits der Form 
der Erfindungsverwertung in einer sozialistischen Wirt­
schaft, insofern sie eine dem Wirtschaftsplan ent­
sprechende Ausnutzung gewährleistet. Daneben spielen 
die noch dem alten Patentrecht zugehörigen Elemente 
eine unwesentliche Rolle. Man könnte das Wirtschafts­
patent im Ergebnis als eine nach planwirtschaftlichen 
Erwägungen gelenkte Zwangslizenz bezeichnen, wo­
mit auch zum Ausdruck käme, daß die Zwangslizenz 
dem Wesen des kapitalistischen Patentrechts eigentlich 
widerspricht; der Vergleich hinkt aber, weil eben die 
Zwangslizenz für ganz andere Zwecke als die der 
Wirtschaftsplanung geschaffen worden ist, während 
das Wirtschaftspatent in der Nutzbarmachung für diese 
Zwecke seine eigentliche Bedeutung findet.

Die zweite große Neuerung des Gesetzes liegt in der 
neuen Funktion, 'die es dem Patentamt zuweist. Diese 
neue Funktion kommt schon in der Bezeichnung dieses 
Instituts zum Ausdruck, das sich mit vollem Namen 
„Amt für Erfindungs- und Patentwesen“ nennt. Es hat 
zwei Abteilungen, von denen die erste, die Patent­
abteilung, für sich die Zwecke erfüllt, denen das 
frühere Reichspatentamt ausschließlich diente. Dem­
gemäß enthält sie die Prüfungsstelle für das Vor­
prüfungsverfahren, Beschwerdespruchstellen, sowie 
Spruchstellen für Patentberichtigungen und solche für 
Nichtigerklärungen, schließlich die Patentverwaltungs­
stelle. Mit dem Unterschied, daß die Besetzung dieser 
Stellen der Zahl nach geändert ist, daß die Berufung 
der Mitglieder in demokratischen Formen vor sich 
gehen wird und daß diese Stellen, die ihrem Wesen 
nach Verwaltungsgerichte sind, nicht mehr wie früher 
Senate heißen, finden sich in ihrer Funktion keine 
wesentlichen Änderungen gegenüber früher. Das völlig 
Neue gegenüber dem früheren Zustand aber ist die 
zweite Abteilung des Patentamts, die sogenannte Wirt­
schaftsabteilung. Ihre Bestimmung liegt in einer Tätig­
keit, wie sie für das Patentamt einer kapitalistischen 
Gesellschaft überhaupt nicht denkbar ist; sie ist es, 
die dazu bestimmt ist, die Vorschrift des Artikels 22 
der Verfassung, wonach „das Recht der Urheber und 
der Erfinder den Schutz, die Förderung und die Für­
sorge der Republik genießen“, in die Wirklichkeit um­
zusetzen. Nach dem Wortlaut des Gesetzes (§ 44) ist 
es die Aufgabe der Wirtschaftsabteilung, „das Er­
findungswesen zu fördern, die Erfinder und die Be­
triebe zu beraten, brauchbare Erfindungen auf ihre 
Nutzbarmachung zu untersuchen und ihre Nutzung 
einzuleiten“. Charakteristisch für die Bedeutung dieser 
Abteilung, die sich als ein echtes Kind des gesellschaft­
lichen Eigentums an den Produktionsmitteln erweist, 
ist die ihr obliegende Nutzungsprüfung von Erfin­
dungen, d. h. die Prüfung von Erfindungen auf Nutz­
barmachung, die Lenkung, die Einleitung und die 
Kontrolle der Nutzung. Die Wirtschaftsabteilung ist 
es auch, die für die planmäßige Lenkung der Nutzung 
von Wirtschaftspatenten zuständig ist und schließlich 
ist es auch ihre Aufgabe, Streitigkeiten, die sich über 
die Höhe der Vergütung für Wirtschaftspatente er­
geben können, zu schlichten. Wenn man dazu nimmt, 
daß vom Industrieministerium nach § 66 des Gesetzes 
noch ein besonderes Büro für Erfinder zu bilden ist, 
das den Erfindern die Erlangung, Geltendmachung und 
Anfechtung von Patenten mit geringen Mitteln, ge­
gebenenfalls sogar kostenlos, ermöglichen soll, indem 
es technisch qualifizierte und rechtskundige Angestellte 
zur Ausarbeitung von Anmeldungsunterlagen und 
Schriftsätzen sowie zur Vertretung der Erfinder vor 
dem, Patentamt zur Verfügung stellt, und wenn man

schließlich erwägt, daß den Erfindern jetzt auch die 
Laboratorien und Versuchswerkstätten der volks­
eigenen Industrie zur Verfügung stehen, SO' muß man 
erkennen, daß den Erfindern in unserer Republik ihre 
Tätigkeit in einem noch nie dagewesenen Maße er­
leichtert wird, in einem Maße, das der kapitalistischen 
Wirtschaft wesensfremd ist. Das oft beklagte Schicksal 
des kleinen Erfinders, der aus Mangel an Mitteln von 
der Ausarbeitung seiner Erfindung oder von der kost­
spieligen Weiterverfolgung einer Patentanmeldung ab- 
sehen mußte und im Elend starb, während profit­
hungrige Unternehmer den Lohn der Erfinderarbeit 
einheimsten, wird sich in der Deutschen Demokra­
tischen Republik wahrhaftig nicht wiederholen können.

In diesem Zusammenhang ist übrigens eine weitere 
Neuerung zu erwähnen, die der gleichen Tendenz 
einer Erleichterung des Patentverfahrens für den Er­
finder dient. Nach bisherigem Recht war mit dem 
Vorprüfungsverfahren ein Aufgebotsverfahren ver­
bunden, dergestalt, daß jede Patentanmeldung ver­
öffentlicht und damit dritten Personen die Möglichkeit 
gegeben wurde, innerhalb von drei Monaten nach der 
Veröffentlichung Einspruch gegen das beantragte 
Patent zu erheben. In der Praxis wirkte sich das so 
aus, daß insbesondere die großen Konzerne durch 
künstlich inszenierte Einsprüche die Patenterteilung 
bewußt verzögerten, daß sie es verstanden, mit Hilfe 
ihrer privaten Sachverständigen das Vorprüfungs­
verfahren auf diese Weise ins Unendliche zu ver­
schleppen, alles mit dem Endziel, den Erfinder um die 
Früchte seiner Arbeit zu bringen und sich selbst daran 
zu bereichern. Um diesen Mißstand zu vermeiden, hat 
das neue Gesetz das Einspruchsverfahren fallen 
lassen; die Anmeldung wird nicht veröffentlicht, viel­
mehr wird die Neuheit des angemeldeten Patents vom 
Patentamt an Hand der glücklicherweise vollzählig 
über den Zusammenbruch geretteten eigenen Unter­
lagen geprüft. Ergibt die Prüfung die Neuheit und die 
sonstigen Voraussetzungen, so wird das Patent er­
teilt und die Geltendmachung etwa doch entgegen­
stehender Ansprüche Dritter bleibt dem Berichtigungs­
verfahren bzw. dem Verfahren auf Nichtigerklärung 
überlassen.

IV
Einer besonderen Betrachtung bedarf der Komplex 

der patentrechtlichen Gebühren, die im System des 
gewerblichen Rechtsschutzes eine wichtige und außer­
gewöhnliche Rolle spielen. Der normale Zweck der 
Gebühren, nämlich die peckung der Verwaltungs­
kosten und die Erzielung fiskalischer Einnahmen ist 
hier sozusagen nur Nebenprodukt; in erster Linie 
haben sie eine andere wirtschaftlich wichtige Funktion 
zu erfüllen, nämlich die Beseitigung der Patente her­
beizuführen, deren Inhalt 'sich, sei es von vornherein, 
sei es im Laufe der Zeit, als wertlos erwiesen hat.

Diesem Zweck dient der progressive Charakter der 
Gebühr, die vor 1945 zuletzt zwischen 25,— Mark für 
das erste Jahr und 1000,— Mark für das 18. Jahr 
gestaffelt war. Das Gesetz, stellt also den Patent­
inhaber Jahr für Jahr vor die Frage, ob sich die Auf­
rechterhaltung gegenüber der steigenden Gebühr noch 
rentiert und bewirkt auf diese Weise nach und nach 
ein Erlöschen derjenigen Patente, die die Gebühren 
nicht mehr tragen können. In diesem Zusammenhang 
ist es sehr interessant und wahrscheinlich weithin 
unbekannt, daß die durchschnittliche Lebensdauer 
eines Patents verhältnismäßig kurz ist, da nach der 
Statistik nach Ablauf des 3. Jahres bereits 60% und 
mit Ablauf des; 6. Jahres bereits 80% der erteilten 
Patente verfallen. Die gesetzliche Höchstdauer erreich­
ten nur etwa 3% % aller Patente5). Der Grund dieses 
schnellen Absterbens der Patente liegt in der raschen 
Entwicklung von Technik und Wissenschaft, als deren 
Folge heute Erfindungen in verhältnismäßig kurzer 
Zeit überholt sind.

Neben dieser wirtschaftlich gerechtfertigten Funktion 
der Gebühren dürfen wir aber ihre weitere aus dem 
Klassencharakter des bisherigen Patentrechts sich er­
gebenden Funktion nicht übersehen. Sie besteht in der
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5) Vgl. Robolski-Lutter, a. a. O. S. 826.


